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Presse - Information

Neue Verordnung zur Transparenz bei Bankdienstleistungen: 

Kein Grund zur Euphorie!

Mit erstem Oktober tritt die neue Verordnung in Kraft, welche mehr Transparenz in den Umgang zwischen den Banken und ihren Klienten bringen soll. (siehe Beschluss des CICR vom 4. 03. 2003 und entsprechende Durchführungsbestimmung der Banca d`Italia vom 25. 07. 2003). Die Zeit wird uns lehren, ob die großen Ankündigungen ihre Versprechen auch halten. Das Misstrauen der Verbraucherzentrale gegenüber diesem Facelifting bei den Banken ist groß. Viele der Neuigkeiten entpuppen sich bei genauerem Hinsehen nicht als neu, bei anderen zweifeln die Verbraucherschützer am Willen der Banken, sie wirklich umzusetzen. 

1. Die Informationsblätter: In Zukunft sollen die Banken gegenüber ihren Klienten volle Transparenz über den Finanzvermittler, über Art und Risiko der Bankoperation oder die Bankdienstleistung, sowie über die wichtigsten Konditionen und Klauseln offenlegen. 

Diese Formen der Information gibt bereits, sie laufen unter dem Titel „fogli analitici“. Der Zugang zur Information ist äußerst kompliziert und meistens nur nach eindringlicher Nachfrage überhaupt möglich. Und wer frägt schon eindringlich nach ... Bleibt zu befürchten, dass es mit den neuen Informationsblättern nicht besser wird.

2. Der Vertrag: Die neue Verordnung sieht vor, dass eine Kopie der schriftlichen Verträge mitsamt den Vertragsklauseln dem Klienten auszuhändigen ist. Diese Pflicht besteht bereits jetzt. Allerdings werden die Verträge häufig nicht ausgehändigt, weder für Kontokorrente, noch für Darlehen. Die Bankbediensteten haben sich in der Vergangenheit diesbezüglich als nicht sehr gewissenhaft erwiesen. Bleibt der Zweifel, ob das in Zukunft anders wird...

3. Mitteilung über Vertragsänderungen, die zulasten des Kunden gehen.

Dies ist ein heikler aber sehr gewichtiger Punkt im Verhältnis zwischen Bank und Klienten. Die neue Verordnung sieht vor, dass die Bank dem Kunden die einseitige Abänderung der Vertragsbedingungen mitteilen muß. Allerdings, so heißt es in der Verordnung weiter, dass die Mitteilung über die geänderten Bedingungen auch über die „Gazzetta Ufficiale“ erfolgen kann und bei erster Gelegenheit dem Kunden persönlich mitzuteilen ist. 

Dies alles gilt bereits heute. Auch heute ändert die Bank die Zinssätze oder die Kommissionen ohne den Kunden davon umgehend in Kenntnis setzen zu müssen. Sie tut dies in der Regel über die „Gazzetta Ufficiale“, das Amtsblatt also, das kein Normalbürger liest. Bei nächster Gelegenheit kommt die Mitteilung dann auch via Kontoauszug.. Es gibt auch Banken, welche die Vertragsbedingungen rückwirkend ändern. (Zumindest dies sollte laut neuer Verordnung nicht mehr möglich sein)

Das Thema um die einseitigen Abänderungen der Vertragsbedingungen ist an und für sich als ernstes Problem zu betrachten und wäre getrennt und grundlegend zu diskutieren. Es stellt sich nämlich die grundsätzliche Frage, wie es rechtens sein kann, dass die Bank nach Abschluss eines Vertrages, manchmal sogar nur wenige Tage nachher, die Vertragsbedingungen einseitig abändern kann!

4. Das Rücktrittsrecht: Innerhalb von 15 Tagen nach schriftlicher Mitteilung oder nach Veröffentlichung hat der Kunde das Recht, ohne weitere Kosten vom Vertrag zurückzutreten, so die neue Verordnung.

Auch hier ist zu sagen, dass dies bereits heute so ist. Nichts Neues also auch zu diesem Punkt. Die Frage bleibt allerdings, wie in diesem Zusammenhang  die hohen Kontolöschungsspesen zu beurteilen sind, die von den Banken immer noch verlangt werden. Handelt es sich hierbei nicht doch um versteckte Strafspesen für abtrünnige Kunden? Solange die Möglichkeit, die Bank zu wechseln, nicht zum Nulltarif zu haben ist, kann von echter Konkurrenz nicht die Rede sein.

Wie man sieht, ist Vieles von dem, was jetzt als neu verkauft wird, nur die Bestätigung dessen, was bereits gültig ist, von den Banken aber nur halbherzig umgesetzt wurde. Solange die Transparenz nur auf dem Papier geschrieben steht, bleibt auch jeder noch so gut verkaufte Neuerung ein Werbegag, der nicht wirklich das Ungleichgewicht zwischen den Banken und ihren Kunden ausgleicht.

Zusätzlich zu den angekündigten Neuerungen erheben wir daher folgende Forderungen:

· dass über die mündlichen Abmachungen und Beratungen zwischen dem Bankbeamten und dem Kunden ein kurzes, schriftliches Protokoll erstellt wird, aus welchem die versprochenen Vertragsbedingungen hervorgehen;

· dass dieses Protokoll bei den Akten verwahrt wird;

· dass, vor allem für Verträge mit unbefristeter Laufzeit - z.B. Kontokorrente - die ausgehandelten Bedingungen für eine Mindestlaufzeit, z.B. ein Jahr, gelten müssen. Nach Ablauf können die Bedingungen neu verhandelt werden;

· dass die Löschung des Kontos und anderer Bankverträge nicht mit missbräuchlichen Spesen belegt werden, wie es derzeit leider noch vielfach der Fall ist; 

· dass die Abänderungen der Vertragsbedingungen unverzüglich und unmittelbar dem Kunden mitgeteilt werden und nicht über den Weg des Amtsblattes oder „bei der ersten anfallenden Gelegenheit“;

· dass, wer sich mit den veränderten Bedingungen nicht einverstanden erklärt, sofort vom Vertrag zurücktreten kann, ohne weitere finanzielle Belastung;

· dass die „Informationsblätter“ an gut sichtbarer und zugänglicher Stelle aufgelegt werden.

Die Verbraucherzentrale fordert außerdem die Bankkunden auf, sich von der Bank die Unterlagen über die Verhandlungen, über die Verträge und die laut neuer Verordnung zur Transparenz vorgesehenen Papiere aushändigen zu lassen. Auch die Verbraucherzentrale wird die Anwendung der neuen Regelung konsequent überwachen.
